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Statement von Alex Embs: Psychische Erkrankungen und Belastungen überwinden!

· Es gilt das gesprochene Wort

Die psychiatrische Gesundheitsversorgung ist leider nicht bundeseinheitlich geregelt. Anlaufstellen in psychischen Krisen gibt es kaum oder sie sind in Krisenzeiten nicht erreichbar. Die Warteliste für einen Psychotherapieplatz sind zum Teil über 12 Monate lang und viele Therapeuten haben noch nicht mal mehr eine Warteliste. Das ist sehr belastend. Wir fordern anonym nutzbare, niedrigschwellige und zielgruppenspezifische Beratungs – und Therapieangebote, die rund um die Uhr und kostenfrei für Ratsuchende nutzbar sein müssen. Zudem müssen Informationen zu suizidpräventiven Angeboten einfach und übersichtlich zur Verfügung stehen. Hilfe in psychischen Krisen sollte so einfach zu bekommen sein, wie ein Friseurbesuch.

Etwa ein Drittel der Menschen im Leistungsbezug können als arbeitslos angesehen werden. Die restlichen Personen sind entweder zu jung oder zu alt, zu krank, pflegen Angehörige oder betreuen Kinder, sind trotz Arbeit Aufstocker oder sind schlichtweg zu krank zum Arbeiten. Aber nur wer drei Stunden täglich dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht, ist theoretisch arbeitsfähig. Und wer arbeitsfähig ist, muss auch dem Druck der Ämter und dem neu gestaltetem Sanktionen-Bingo standhalten.

Gerade wer psychisch vorbelastet ist oder aufgrund einer psychischen Erkrankung im Leistungsbezug ist, hat kaum eine Chance aus der Armut herauszukommen. Statt sich um eine halbweg stabile Lebenssituation zu kümmern, müssen gerade Menschen aus diesem Personenkreis relativ viel Zeit damit zubringen, die Lebensexistenz zu sichern. Deshalb versuchen viele mit Suizidgedanken zu überleben.

Depressionen gehören zu den häufigsten psychischen Erkrankungen. Sie werden zur Vernanschaulischung gerne mit dem Besuch vom schwarzen Hund gleichgesetzt. Die Diskriminierung psychisch erkrankter Menschen und der Erschwerung ihres Alltags darf keinen Platz in der Politik haben. Darum fordern wird ein Verbot von schwarzen Hunden im Bundestag

Existenzängste und Armut erhöhen die Wahrscheinlichkeit von Suizidalität massiv. Kein Mensch solltesich jedoch wegen Existenz- und Zukunftsängsten gegen sein eigenes Leben entscheiden müssen. Wir fordern daher den Ausbau suizidpräventiver Angebote auch außerhalb der psychiatrischen Akutversorgung. Wir fordern anonym nutzbare, niedrigschwellige und zielgruppenspezifische Beratungs – und Therapieangebote, die rund um die Uhr und kostenfrei für Ratsuchende nutzbar sein müssen. Zudem müssen Informationen zu suizidpräventiven Angeboten einfach und übersichtlich zur Verfügung stehen. Der Zugang zu Hilfsangeboten muss so einfach wie ein Friseurbesuch sein.
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